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Tauziehen um die 45-Stunden-Woche
Nur für die Schwerindustrie -  SED bricht ihr Versprechen

Oer Beginn des Jahres 1957 sollte der Zonenbevölkerung eine 
ihe sozialer und w irtschaftlicher Erleichterungen bringen, die 

man in der SED-Presse nur noch ungern erwähnt. Zu den 
B ingen, die ursprünglich bereits am 1. Januar in K ra ft treten 
sollten, gehörte jedoch neben der Aufhebung der Rationierung 
die Einführung der 45-Stunden-Woche fü r d ie gesamte „vo lks­
eigene“ Industrie. Während des laufenden Fünf-Jahresplans, 
also bis 1960, sollte dann die 40-Stunden-Woche für die Staats­
betriebe angestrebt werden. Jetzt, auf der letzten „Volkskam ­
m er-S itzu ng , is t  ein „Gesetz über die Verkürzung der A rbeits­
zeit“  beschlossen worden. Sehen w ir  uns einmal an, was es m it 
diesem Gesetz und dem ihm vorangegangeuen SED-Versprechen 
auf sich hat.

Das Gesetz sieht die Einfüh­
rung der 45-Stimden-Woche ab 
1. M ärz 1957 in den Staatsbetrie­
ben des Schwermaschinenbaus, 
des Bergbaus, des Hüttenwe­
sens, in den Stahl- und W a lz­
werken, den Reiclisbahnausbes- 
serungswerken und den Betrie­
ben der Grundstoffchemie vor. 
Ab 1. A pril 1957 darf dann die 
übrige Industrie darangehen, 
„schrittweise nach entsprechen­
der Vorbereitung und Auswer­
tung der gesammelten Erfah­
rungen“  Maßnahmen zur Einfüh­
rung der 45-Stunden-Woehe zu 
ergreifen.

vber dieses Gesetz hat noch 
n anderen P fe rd e fu ß : D ie 

Verkürzung der Arbeitszeit in 
den nicht privileg ierten Staats­
betrieben w ird  nach dieser „V or­
bereitung“ erst einmal „eine An­
gelegenheit der L e ite r  der zu­
ständigen zentralen Organe der 
staatlichen Verw altung“ sein 
und kann nicht individuell fü r 
einzelne Betriebe, sondern je ­
weils nur fü r einen ganzen In ­
dustriezweig eingeführt w erden! 
W e ite r: D ie E rfü llung der P ro ­
duktionspläne muß trotz ver­
kürzter Arbeitszeit —  notfalls 
durch Normenerhöhungen —  voll 
gesichert werden! Und: Die V er­
kürzung der Arbeitszeit darf nur 
ohne Einstellung zusätzlicher 
Arbeitskräfte erfolgen. . .

Was heißt das? Erstens ein­
mal kommen bis auf weiteres 
nur die ohnehin bevorzugten

Betriebe der Schwer- und 
Grundstoffindustrie in den Ge­
nuß der a l l e n  Arbeitern fü r 
Anfang 1957 versprochenen 45- 
Stunden-Woche. D ie dem Gesetz 
vorangegangenen Beratungen 
gipfelten  in der Erkenntnis, 
man müsse erst die Erfahrungen 
in diesen Schwerpunktbetrieben 
auswerten, ehe an eine Über­
nahme des Gesetzes fü r die 
übrige Industrie zu denken sei.

Zweitens: Wenn das Gesetz 
auch hier nicht in individueller 
Auslegung auf einzelne Betriebe 
anwendbar ist. sondern nur für 
einen ganzen Industriezweig be­
schlossen werden kann, dürfte 
es beim gegenwärtigen Stand 
der Planerfü llung weitgehend 
illusorisch sein. Gerade in der 
Leichtindustrie ist die P lanerfü l­
lung auf Grund der unzureichen­
den M aterialversorgung derart 
zurückgegangen, daß es faktisch 
unmöglich wäre, einen ganzen 
Industriezweig fü r die 45-Stun- 
den-Woche unter einen Hut zu 
bekommen. D ie F rage der P lan ­
erfüllung ist aber hier nicht eine 
Sache der Normenerhöhung, 
sondern sie steht in unlösbarem 
Zusammenhang m it • den stok- 
kenden M aterial- und Koh le­
importen! Sollen nun die A rbei­
ter einerseits die verplante 
Außenhandelspolitik der SED 
und andererseits die ihnen ver­
sprochene 45 - Stunden - Woche 
durch neue Normenerhöhungen 
bezahlen? Das wäre eine teure

Rechnung und brächte den Ar­
beitern kaum Gewinn. . .

Automatisierung ?
Die F rage  der Arbeitszeitver­

kürzung ist eine Frage der 
Automatisierung und des rei­
bungslosen Material - Zulaufes. 
Beides aber g ibt es in den Zo­
nenbetrieben nicht. Eine Indu­
strie, die jede moderne W erk­
zeugmaschine exportieren muß 
und selbst an „alten Schlitten“ 
—  w ie es die A rbeiter nennen —  
produzieren läßt kann keine 
„Erhöhung der Arbeitsprodukti­
vitä t“ aus .der L u ft  erv/arten! 
W ie also sollen die Arbeiter das 
Kunststück vollbringen, beim 
gegenwärtigen Stand der P ro ­
duktion m it Einführung der 
45-Stunden-Woche den Plan ur­
plötzlich um etwa sieben P ro ­
zent höher zu erfüllen, Denn 
wenn die Arbeitszeitverkürzung 
unter den im Gesetz veranker­
ten Voraussetzungen erfolgen 
soll, bedingt sie eine absolute 
Erhöhung der technischen A r ­
beitsnormen um sieben Prozen t! 
Ohne Verbesserung der Mate­
rialbasis, ohne Modernisierung 
des Maschinenparks, ohne neue 
Produktionsmethoden.

Im  vergangenen W irtschafts­
jahr ist es der SED nicht m ög­
lich gewesen, die Planerfüllung 
um fehlende zwei bis drei P ro ­
zent hochzutreiben. Jetzt soll 
dies m it dem W ink auf die 
45-Stunden-Woche geschehen. Es 
ist bezeichnend, daß die SED 
von diesem Schachzug in den 
Betrieben der Schwerindustrie 
vorsorglich abgesehen hat. H ier 
geht jedes m ißglückte Experi­
ment gleich an die Substanz der 
Macht. D ie Arbeiter der Leieht- 
und Konsum güter - Industrie 
aber möchte die Parte i . fü r 
dumm verkaufen, m it dem ho­
norigen „Geschenk“ einer als 
K öder hingehaltenen und mit 
Normenerhöhungen gekoppéltea 
Arbeitszeitverkürzung“,
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Soziale 
Gesundheit!

D T. Ob es der W odka war, 
der die Zunge Chrustschows 
löste, oder ob er nüchternen 
Sinnes das Lob  Stalins verkün­
dete, das ist nebensächlich. T a t­
sache jedenfalls ist, daß der so­
wjetische Parteichef auf einem 
Em pfang zu Ehren des chinesi­
schen Ministerpräsidenten Tschu 
en-Lai ein fast feierliches B e­
kenntnis zu dem Manne ablegte, 
den er in seiner Rede auf dem 
X X . Parte itag der K P dS U  am 
25. Februar 1956 m  Grund und 
Boden verdammt hatte. Jetzt 
nannte er ihn einen „vorb ild ­
lichen Kommunisten“ beim 
Kam pf um die Interessen der 
Arbeiterklasse; die sowjetischen 
Kommunisten sähen ihren Stolz 
darin, dem Marxismus-Leninis­
mus so treu ergeben zu sein w ie 
Stalin. Für ihn, Chrustschow, 
gebe es keinen Unterschied 
zwischen dem Stalinismus und 
dem Kommunismus.

„H ierin lag die Tragödie“
Damals, in seiner mehrstündi­

gen Rede, war das alles ganz 
anders. Da rechnete er dem 
toten D iktator seine Fehler, 
seine krankhafte I-Iaituhg, seine 
Abweichung von dem M arxis­
mus-Leninismus, seine brutale 
Verletzung der „sozialistischen 
.Gesetzlichkeit“ , seine Fälschun­
gen der Geschichte und sogar 
sein militärisches Versagen vor. 
Das einzige, was er zur Ent­
schuldigung des schonungslos 
Verurteilten anführte, war d ies : 
„W ir  dürfen nicht sagen, daß 
dies Handlungen eines vom 
Schwindel befallenen Despoten 
gewesen seien. Nach seiner A n ­
sicht lagen diese Handlungen im 
Interesse der Partei, der w erk­
tätigen Massen, der Sicherung 
der Errungenschaften der R evo­
lution. H i e r i n  l a g  d i e  
T r a g ö d i e ! “ Nach Chrus­
tschows damaliger Meinung war 
Stalin für den Kommunismus 
also eine Tragödie. Heute da­
gegen preist er die tragische 
Gestalt m it ihrer Schuld und 
ihren Fehlern als Vorbild  des 
guten Kommunisten. Wenn das 
so weitergeht, dann werden w ir 
bald hören, daß die Rede, in 
der Chrustschow die Verbrechen 
Stalins aufzählte, überhaupt 
nicht gehalten, sondern von den

monopolkapitalistischen Im peria­
listen bösw illig  erfunden w or­
den sei. Aus dem Widerspruch 
zwischen damals und heute 
kann man . die . Verw irrung er­
messen, in  die das koloniale 
Herrschaftssystem des K rem l 
hineingeraten ist. Es w ar die 
plötzlich verkündete Wahrheit, 
die das bewirkte. Sie w ird  b le i­
ben. Ih re nachträgliche L eu g­
nung w ird  vergehen.

Eine alte Drohung
Immer, wenn Chrustschow in 

Zorn oder in ausgelassene F röh ­
lichkeit gerät —  Gefühle, die bei 
ihm dicht nebeneinander woh­
nen — , dann kündigt er den 
Untergang des „Kapitalism us“ 
an. E r sagte das ganz katego­
risch : „D er Kapitalismus w i r d  
untergeben.“ Diese Prophezeiung 
ist b illig  in einer W elt, die von 
dem Gesetz des Werdens und 
Vergehens und der ew igen 
W andlung beherrscht ist. Der 
„Kapitalism us", an dem sich 
einst die soziale Feindschaft 
entzündete, deren faule Frucht 
der Kommunismus wurde, ist 
längst tot. Was an ihm schlecht 
und verderblich war, das hat in 
m erkwürdiger Vererbung der 
kommunistische Staatskapitalis­
mus übernommen und vergrö­
bert. Das ist gerade der Grund 
dafür, daß er von allen abge­
lehnt w ird, die Moskau m it ihm 
gewaltsam beglückte. W enn die 
Sowjets das bestreiten, dann 
täuschen sie nicht mehr andere, 
sondern nur sich selbst. Sie 
spiegeln sich dann eine W elt 
vor, die es nicht g ib t und. nie 
gab. Der 17. Juni 1953 in der 
Zone, Polen und Ungarn im 
Jahre 1956 — das sind die Sta­
tionen einer Entwicklung, die 
den wahren Zustand des sow je­
tischen Kolonialsystems ent­
hüllte. Diese Entwicklung hört 
nicht deshalb auf, w eil sow je ti­
sche Panzer ihr in den W eg  g e ­
treten sind. Sie hat vielmehr 
den Untergang des kommunisti­
schen Staatskapitalismus in den 
von ihm beherrschten fremden 
Ländern bereits vorgezeichnet.

Seiner Prophezeiung vom
sicheren Untergang des Kapita­
lismus, und das heißt der nicht­
kommunistischen Ordnung über­
haupt, fügte Chrustschow im 
Krem l die Drohung' hinzu, daß 
die Sowjets selbstverständlich 
alles tun würden, um zu diesem 
Untergang beizutragen. Das ist 
eine echte stalinistische Illustra­
tion der sonst von Moskau so

gepriesenen friedlichen K oex i­
stenz. Da Chrustschow unter 
„Kapitalism us“ jene w irtschaft­
liche und gesellschaftliche Ord­
nung versteht, die in moderner 
sozialer W andlung einen stän­
d ig  wachsenden Lebensstandard 
verm ittelt, kann uns diese D ro­
hung nicht gleichgültig  bleiben. 
Sie ist nämlich nicht die Ankün­
digung eines friedlichen W ett- 
werbs m it der besseren L e i­
stung, den w ir  nicht zu 
fürchten brauchen, sondern sie 
ist eine unfriedliche, eine fe ind­
selige Kampfansage, die "T r  
wohl oder übel annehmen 
sen. W ir  müssen zu ihrer -Be­
antwortung m it allen angemes­
senen M itteln  bereit sein. Das 
heißt, daß die nichtkommunisti­
sche W elt, der diese K am pf­
ansage gilt, zur Verteid igung 
m ilitärisch stark, politisch einig 
und sozial gesund sein muß.

Der soziale Staat
H ier ist das eine so w ichtig 

w ie das andere. A lle  Anstren­
gungen aber bleiben vergebens, 
wenn den Völkern, die dieser 
Gemeinschaft angehören, die 
soziale Gesundheit fehlt. In  der 
Bundesrepublik fand die große 
parlamentarische Debatte um 
die Rentenreform  statt, die mit 
der B illigu ng dieses Gesetzes 
ihren Abschluß fand. Das ist 
eine große soziale Leistung, die 
allerdings längst notwendig und 
fä llig  war. Endlich w ird  nun die 
L a ge  derer verbessert, die in­
fo lge  A lters oder Arbeitsunfä­
higkeit aus dem Arbeitsprozeß 
ausscheiden müssen. N icht der 
schlechteste Maßstab fü r d^n 
sozialen W ert und Chare 
eines Staates liegt in der Ant­
w ort auf die Frage, was er für 
die A lten  tut. Das ist die Frage 
nach der sozialen Gerechtigkeit, 
nach der Menschlichkeit, nach 
dem Gemeinschaftssinn und 
nach dem Respekt vor dem 
Leben, das nach jahrzehnte­
langer schwerer A rbeit zur 
Neige geht.

D ie deutsche Antw ort auf 
diese F rage klingt heute besser 
als sie es bisher w ar; das ist 
ein großer sozialer Fortschritt. 
H ier  ist der Staat auch Schuld­
ner a ller derjenigen, deren p ri­
vate Sicherungen für das A lter 
in der Lebensspanne einer ein­
zigen Generation durch -die F o l­
gen einer verderblichen Po litik  
zweimal zerstört worden sind.



USA erneuern Hilfsangebot
„Fü r alle Volker, die fre i sein wollen“

Washington (D PA/AP), Präsident Eisenhower hat sein H ilfs ­
angebot an alle Nationen erneuert, «d ie  fre i sind oder fre i 
werden wollen“ . D ie USA seien bereit, den vollen Preis für 
einen Frieden zu bezahlen, dessen Grundlage Gerechtigkeit 
und Recht ist. H ie amerikanische H ilfe  sei fre i von Bedin­
gungen. N iemals würden die USA die Souveränität eines 
Landes, dem sie gegen eine kommunistische Bedrohung helfen, 
kaufen oder anderen Ländern ihre Lebensweise aufzwingen. 
H ie Achtung dei USA vor den anderen Staaten erstrecke sich 
auch auf das russische Volk.

Lieber Leser!
W ir w ollen gern wissen, w ie die 
Verteilung unserer Wochenaus­
gabe in der sowjetischen Be­
satzungszone funktioniert. Die 
Namen unserer Leser interes­
sieren uns dabei nicht, sondern 
nur die Orte. Deshalb bitten 
w ir  Sie, eine Ansichts- oder 
Postkarte mit falschem Absen­
der, aber mit Angabe der Num­
mer der Ausgabe, auf die Sie 
sich beziehen an fo lgende Adres­
se zu schicken:

Herrn E. ß e g n i  
Berlin-Tem pelhof 1 

Ared-v.-Richthofen-Str. 2, I I  
Falls Sie den kleinen TAG  

mit der Post erhalten, entfernen 
Sie b itte Ih re Anschrift, nicht 
aber die Marke von dem B rie f­
umschlag und schicken Sie ihn 
in einem anderen Briefumschlag 
an die ob ige Anschrift.

W ir  danken Ihnen fü r Ih re 
H ilfe .

Bonn (Eigenmeldung). Der 
Bundestag w ird  am 31. Januar 
wahrscheinlich einen Beschluß 
fassen, in dem festgestellt w ird, 
daß Berlin  die Hauptstadt 
Deutschlands ist, und die Bun­
desregierung um unverzügliche 
Vorbereitungen fü r die Ver­
legung von Bundesministerien 
nach Berlin gebeten w ird. E in 
entsprechender Beschluß ist auf 
Antrag der Oppositionsparteien 
SPD, F D P  und BH E von dem 
Parlamentsausschuß fü r  Gesamt­
deutsche und Berliner Fragen  

bereitet worden.

D ie CDU/CSU-Fraktion hat 
zwar noch nicht über den An­
trag beraten, man nimmt aber 
in politischen Kreisen an, daß 
sie dem Ausschußantrag nicht 
widersprechen w ird, obwohl sie 
m it dem Inhalt nicht in allen 
Einzelheiten einverstanden sein 
dürfte.

Der Antrag des Ausschusses 
ist durch ein ungewöhnliches 
Verfahren zustande gekommen. 
Abweichend von der Geschäfts­
ordnung des Parlaments ist der 
Antrag der Oppositionsparteien 
ohne Beratung im  Bundestag 
sogleich zur weiteren Behand­
lung an den Gesamtdeutschen 
Ausschuß übergeben worden, 
der in kürzester Zeit seinen Be­
schluß faßte. Dabei ist der ur-

D er Präsident gab dieses 
Versprechen anläßlich seiner 
Vereidigung als 34. Präsident 
der Vereinigten Staaten auf den 
Stufen des Kapitols in W ashing­
ton ab. Tausende von Am eri­
kanern drängten sich vor dem 
Kapitol, um Zeugen der E in­
führung Eisenhowers in  seine 
zw eite Amtsperiode zu werden.

Im  Mittelpunkt der Rede des 
Präsidenten stand eine Ausein­
andersetzung m it dem inter­
nationalen Kommunismus und

sprüngliche Antrag der drei 
Fraktionen fast ohne Änderung 
übernommen worden.

Der Gesamtdeutsche Ausschuß 
hat bezeichnenderweise den 
CDU-Abgeordneten Dr. Bucerius 
als Berichterstatter über den 
Antrag bestimmt. Von Bucerius 
waren vor Weihnachten die Be­
strebungen ausgegangen, den 
Sitz der Bundesregierung nach 
Berlin  zu verlegen. D ie mögliche 
Zustimmung der CDU/CSU- 
Fraktion zu diesem weitgehen­
den Antrag w ird  durch ein ein­
ziges W ort erleichtert, das der 
Antrag enthält. Politische Kreise 
weisen darauf hin, daß an der 
entscheidenden Stelle der Bun­
desregierung nicht ein bestimm­
ter Auftrag erteilt, sondern nur 
eine „Em pfehlung“ gegeben 
werde.

Vatikanstadt (K N A ). Zum 
neuen Bischof von Berlin er­
nannte Papst Pius X I I .  den 
bisherigen Bischof von W ürz­
burg, Dr. Julius Döpfner. Die 
Ernennung erfo lgte in der üb­
lichen Weise, nachdem alle V or­
aussetzungen des kirchlichen 
Rechts und des Konkordats er­
fü llt waren. Bischof Döpfner ist

m it den gegenwärtigen Um­
wälzungen in der W elt. E r ging 
in diesem Zusammenhang auch 
auf das deutsche Problem  ein 
und sagte:

„Tragisches Geschick 
Deutschlands“

„Im  Herzen Europas ist 
Deutschland noch immer tra­
gisch gespalten. Der ganze euro­
päische Kontinent, ja, die ganze 
W e lt  ist gespalten. D ie spal­
tende K ra ft  ist der internatio­
nale Kommunismus und die 
Macht, die er kontrolliert.“  Ziel 
der kommunistischen Macht sei 
es, das Schicksal der von 
ih r Versklavten fü r immer zu 
besiegeln, das Band, das die 
fre ien  Völker vereinige, zu zer­
reißen und die umwälzenden 
K rä fte  der W elt, besonders die 
Bedürfnisse der Hungrigen und 
die Hoffnungen der Unterdrück­
ten, für sich auszunutzen.

D ie W e lt des internationalen 
Kommunismus sei jedoch durch 
einen mächtigen und entschlos­
senen Gegner erschüttert w or­
den: durch „die Bereitschaft
der freiheitliebenden Menschen, 
fü r diese L iebe zu sterben“ , 
fuhr der Präsident fort. Buda­
pest sei heute nicht mehr nur 
der Nam e einer Stadt, sondern 
ein neues und glänzendes Sym­
bol des menschlichen Freiheits­
w illens.

als fünfter Bischof des im Jahre 
1930 errichteten Bistums Berlin 
Nachfo lger des am 21. August 
1956 verstorbenen Bischofs Dr. 
W ilhelm  Weskamm.

Dr. Julius Döpfner ist m it 
43 Jahren der jüngste katho­
lische Bischof Deutschlands. Er 
ist am 26. August 1913 in Hau­
sen vor der Rhön geboren.

„Berlin isl deutsche Hauptstadt“
Antrag des gesamtdeutschen Bundestags-Ausschusses

Dr. Döpfner Bischof von Berlin
Mit 43 Jahren jüngster katholischer Bischoi Deutschlands



Die Entscheidung der Polen
D T . Die Polen haben keine 

freien W ahlen durchgeführt, 
wohl aber eine unmißverständ­
liche- Demonstration: fü r die 
Entwicklung ihres Landes unter 
Führung Gomulkas, der seit 
Oktober vorigen  Jahres bei 
schwierigsten Bedingungen ver­
sucht, einen sowjet-unabhängi­
gen Kurs zu steuern. Dafür 
haben sich die Po len  entschie­
den, nicht aber fü r den K om ­
munismus in irgendeiner Form  
oder gar fü r seine Ideologie. Sie 
haben es getan unter dem Druck 
und der Drohung Moskaus, kei­
nen nichtkommunistischen Sejm 
zu dulden —  eine Drohung 
übrigens, die Moskau wom ög­
lich nach ungarischem Muster 
durchgeführt hätte, so daß Go­
mulkas W arnung vor einer 
Streichung der kommunistischen 
Kandidaten vom Wahlzettel 
keine Propaganda fü r sich selbst 
gewesen ist, sondern sicherlich 
eine ehrliche Mahnung zum 
W oh l Polens.

Es darf festgestellt werden, 
daß die Polen ein erstaunliches 
Maß politischer Einsicht, K e ife  
und überlegender Vernunft auf­
gebracht haben. Man hatte das 
bei diesem temperamentvollen. 
Volk, aas erstm alig seit Jahr­
zehnten m it einer gewissen 
selbständigen Entscheidungs­
möglichkeit zur Wahlurne ging, 
kaum erwartet. N icht zuletzt 
die hohe W ahlbeteiligung zeigt 
auch, daß in den langen Jahren

der stalinistischen D iktatur und 
nationalsozialistischen Besetzung 
das politische Denken der brei­
testen Volksschichten nicht etwa 
verkümmerte, sondern w eit eher 
einen Reifeprozeß durchgemacht 
hat. D ie Polen entschieden sich 
fü r das Prinzip , gerade aus 
einer m iserablen Situation das 
Beste zu machen.

Noch wäre es verfrüht zu 
sagen, daß der 'kü n ftige  Sejm 
keine Stalinisten mehr auf- 
weisen w ird. N icht verfrüht 
aber ist die Feststellung, daß 
neben den nationalkommunisti­
schen Gomulka-Leuten auch Un­
abhängige und Nichtkommu­
nisten ins Parlament einziehen 
werden, w ie es tatsächlich in 
keinem anderen Lande des Ost­
blocks der F a ll ist. Diese N icht­
kommunisten werden die K lu g ­
heit aufbringen müssen, die R e­
gierung Gomulka nicht nur zu 
tolerieren, sondern auch so mit 
ihr zusammenzuarbeiten, daß 
Moskau keine Gründe zur E in­
mischung konstruieren kann.

Renten-Reform verabschiedet
Bonn (A P ). Die Rentenschlacht 

des Bundestages ist beendet. 
D ie bis zur letzten Minute heiß- 
umkäxnpften Gesetze zur Neu­
gestaltung der Sozialversiche­
rung wurden in  der Nacht zum 
Dienstag in dritter Lesung in 
namentlicher Abstimmung mit 
398 gegen 32 Stimmen bei zehn 
Enthaltungen verabschiedet.

D ie Nein-Stimmen und Stimm­
enthaltungen in> der dritten 
Lesung kamen aus den Reihen 
der F D P , D P  und F V P .

Das Gesetz tritt nach Zus, 
mung des Bundesrats mit W ir ­
kung vom 1. 1. 1957 in K ra ft. 
D ie auf 14 v.H . (je  zur H ä lfte 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer) 
festgesetzten erhöhten Beitrags­
sätze sowie die neuen Bestim ­
mungen über die Versicherungs­
pflicht und Versicherungsfrei­
heit (also z.B. b is '1250 DM  M o­
natseinkommen für die Ange­
stellten ) gelten erst vom ersten 
Tage des auf die Verkündung 
dieses Gesetzes folgenden M o­
nats an.

In 45 Stunden um die Erde
Nonstop-Flug amerikanischer Düsenbomber — 840 km/sfc
W ashington (A P/D PA ). Nach 

einem Nonstop-Flug rund um 
die Erde sind drei amerika­
nische Düsenbomber vom Typ  
B-52 in Los Angeles gelandet. 
D ie Düsenflugzeuge befanden 
sich 45 Stunden in  der Lu ft.

Sohn Reimann im Westen
Aus einem Krankenhaus geflüchtet?

• Berlin (Eigenm eldung). D er 
W estberliner Po lize i stellte sich 
Josef Reimann, der 30jährige 
Sohn aus erster Ehe des in Ost­
berlin lebenden Ersten Sekre­
tärs der verbotenen K P D , M ax 
Reimann . Josef Reimann, der 
als Wehrmachtangehöriger bei 
K riegsende in sowjetische Ge­
fangenschaft geriet, wurde im  
M ärz 1949 von den Sowjets ent­
lassen und auf einer sowjet­
zonalen Schule fü r Angehörige 
der damaligen westdeutschen 
F D J  einer militärischen Aus­
bildung unterzogen. Ein halbes 
Jahr später flüchtete er zu 
seiner Mutter nach Westfalen 
und sagte sich öffentlich von 
seinem Vater los. Trotzdem 
kehrte er auf dessen Veranlas­

sung nach einem Berlin-Besuch 
in die ‘ Sowjetzone zurück und 
arbeitete eine Zeitlang in einem 
Betrieb als FDJ-Sekretär. 1950 
wurde er verhaftet und gab seit 
dieser Zeit Nachricht aus ver­
schiedenen Haftanstalten und 
Zuchthäusern der Zone. In  W est­
berlin erklärte er jetzt, er sei 
aus einem Krankenhaus, in  dem 
er Hafterleichterung genoß, ge­
flohen.

D ie amerikanischen Behörden 
bestätigten offiziell die Flucht. 
In  einer amerikanischen V er­
lautbarung heißt es, daß US- 
Behörden m it Josef Reimann 
gesprochen hätten. Reimann 
habe den Wunsch geäußert, 
in das Bundesgebiet gebracht zu 
werden.

Ih re Durchschnittsgeschwindig­
keit während des einmaligen 
Rekordfluges betrug 840 Stun­
denkilometer, die - gesamte 
Strecke 39 150 Kilom eter.

D ie F lugzeuge, die von acht 
Düsentriebwerken angetrieben 
werden, wurden während des 
F luges mehrmals in der L u ft  
aufgetankt. Ih re Route führte 
von der amerikanischen West­
küste über die USA nach N  
fundland, über den Atlantik natu 
Marokko, Saudi-Arabien, Indien, 
Ceylon, Malaya, Philippinen, 
Guam und schließlich über den 
Pazfischen Ozean zum Ausgangs­
punkt zurück.

über dem Chinesischen Meer 
unternahmen die F lugzeuge 
einen Schein-Bombenangriff. D ie 
Lu ftstre itk rä fte erklärten h ier­
zu, dieses Manöver habe die 
Fäh igkeit der U S-Luftw affe 
unterstrichen, jedes Ziel auf der 
Erde anzufliegen und anzu­
greifen.

D ie Düsenbomber benötigten 
w en iger als die H ä lfte der Zeit, 
in der US-Bomber m it Propeller­
antrieb 1949 zum erstenmal die 
Erde ohne Zwischenlandung um-



S o  s in d  s ie  w ir k l i c h i  ' .

„Mit Thälmann wäre das alles anders . . ,44
Mit einer Erklärung über „Die 

Schriftsteller und die P o li­
tik“ , in der er die Unversöhn­
lichkeit des Klassenstandpunk­
tes und die Absage an den 
„Antistalinismus“ unterstrich, 
verärgerte dieser Tage einer der 
prominentesten sowjetzonaien 
D ichterfürsten seine davon w e­
n iger überzeugten K o llegen : 
W illi Bredel —  der Mann, der 
s^hi als . „Thälmanns bester 

and“ bezeichnet. •. . . 
xsredel ist der Zonenöffentlich­

keit als maßgeblicher Autor des 
„Thälm ann-Film s“ eher bekannt 
als durch seine Bücher, die zwar 
zur ersten Reihe der Pa rte i­
literatur gehören, aber in ihrer 
spezifischen A r t  fü r den N icht­
kommunisten nur schwer ver­
ständlich sind. Der am 2. Mai 
1901 geborene Sohn eines Ham­
burger Z igarrenarbeiters hat 
auf der Schiffswerft von Blohm 
& Voß das Dreherhandwerk und 
die Grundbegriffe des M arxis­
mus kennengelernt. Bereits als 
lß jähriger kam er hier m it den 
späteren Führern der deutschen 
K P  in Berührung und stieß als 
einer der jüngsten „A ktiven “ 
1917 zum Spartakusbund. Au f 
der Wanderschaft durch 
Deutschland, Österreich und 
Ita lien  lernte er die Nachkriegs­
probleme dieser Länder kennen 
und schloß sich danach endgül­
t ig  den Kommunisten an. Von 
dem die Macht antretenden 
Mussolini aus Ita lien  ausgewie­
sen, nahm er zusammen mit 
rruälmann am Hamburger Auf- 

d von 1923 teil und wurde 
einer' der Rädelsführer zu 

zwei Jahren H a ft verurteilt. 
Thälmann holte ihn nach seiner 
Entlassung aus dem Gefängnis 
an die „Brem er Arbeiterzeitung“ 
und später an das „Essener 
Ruhrecho“. Nach ersten literari­
schen Arbeiten g ing Bredel 
w ieder auf die Wanderschaft. 
A u f See, in A frika, Spanien und 
Portugal begann er -sich von 
den Problem en seiner Heimat 
zu entfernen, sah1 er den Kam pf 
Thälmanns aus einer idealisti­
schen Perspektive. Diese E in­
stellung drückt sich in vielen 
seiner Bücher aus.

„F ü r die Zelle geboren . . .**
A ls er 1929 wegen literarischen 

Landes-. und Hochverrates er­

WSILI BREDEL

neut zu zwei Jahren Festung 
verurteilt wurde, sagte er vor 
Gericht: „Lassen Sie. nur, ich 
bin fü r die Zelle geboren! Dort 
überlege ich m ir, w ievie l Zellen 
ich später einmal werde bauen 
helfen, um euch alle dort hinein 
zu .k riegen !“ 1933 erneut ver­
haftet, kam er in das K Z  Fuhls­
büttel, von wo aus ihm die 
abenteuerliche Flucht nach P ra g  
gelang. 1935 übersiedelte er 
nach Moskau. Dort geriet er in 
den Bannkreis des schon da­
mals erstarrenden sowjetischen 
Schriftstellerverbandes. 1937 fuhr 
er nach Valencia, um am In ter­
nationalen Schriftsteller-Kon­
greß der Kommunisten teilzu­
nehmen und blieb anschließend 
als Kommissar beim rotspani­
schen Thälmann-Bataillon. Im  
Gegensatz zu seinem dort kämp­
fenden Ko llegen  Lu dw ig  Renn 
stellte er sich vorbehaltlos auf 
die Seite der Moskauer. Tsche- 
kisten, die hinter der Front ihre

Chefredakteur geflüchtet
Berlin (A P ). D er Chefredak­

teur der in Dresden erscheinen­
den national-demokratischen Zei­
tung „Sächsische Neueste Nach­
richten“ , W alter Ulbrich, ist 
nach W estberlin geflüchtet und 
hat zum Wochenende um seine 
Anerkennung als politischer 
F lüchtling ersucht. Ulbrich ist 
nach seinen Angaben aus poli­
tischen Gründen seines Postens 
enthoben worden und befürch­
tete seine Verhaftung durch den 
Staatssicherheitsdienst.

b lutigen „Säuberungsaktionen“ 
begannen.

In  dieser Zeit endet die gei­
stige Beweglichkeit des einst 
-evolutionären Arbeiterliteraten. 
Er verläßt Spanien, läßt- die in 
Frankreich hungernden M it­
kämpfer im Stich und flieht 
nach Moskau, wo man ihm 
einen triumphalen Empfang be­
reitet. Im  Elfenbeinturm der 
Moskauer Hotels entstehen-seine 
Kampfschriften gegen H itler, 
später, als Kommentator eines 
Frontsenders, vermag, e f  sich 
den deutschen Soldaten kaum 
noch verständlich zu machen. 
Bredel ist „Sow jetdichter“ ge­
worden . . .
„A lles muß anders w erden!“

Im  Mai 1945 kehrt er als einer 
der ersten Emigranten in die 
fast vergessene Heimat zurück. 
„Es muß alles anders w erden !“ 
verspricht er - auf einer ersten 
Versammlung in Berlin - Prenz­
lauer Berg. „W ir  haben das R e ­
zept gegen N ot und Elend ge­
funden . . . “ In  Schwerin be­
ginnt er das satte Leben des 
neuen ostdeutschen Kultur­
funktionärs. Private D inge 
bringen ihn ze itw e ilig  m it der 
Parte i auseinander. A ls Chef­
redakteur der Zeitschrift „Heute 
und Morgen“ setzt er sich in 
das unechte L icht eines ’ Halb- 
oppositionellen Altkommunisten: 
„Ja, wenn w ir  Thälmann noch 
hätten !“  Eine V illa  in Berlin
(1949) und ein „Nationalpreis“
(1950) stopfen ihm den Mund. 
1 ”2 führt er als Chefredakteur 
der „Neuen Deutschen L itera ­
tur'^ das wohl stalinistischste 
Regiment unter seinen sowjet- 
zonalen Kollegen. W ieder ist 
1954 ein 100 OOO-Ostmark-Natio- 
nalpreis der Lohn. 1955 erhält 
er den Vaterländischen V er­
dienstorden aus der Hand von 
W ilhelm  Pieck. Thälmann- ist 
vergessen. Nur einen F ilm -w ird  
er noch über ihn drehen lassen, 
1956 kommt er m it riesigem 
Propagandaaufwand in zwei 
Monstre-Teilen heraus. Heute 
lebt er, satt ‘und müde, in einer 
herrlichen Villa, . zuweilen 
schreibt er eine Novelle, fü r die 
Parteipresse, ansonsten sonnt er 
sich im Ruhme der Vergangen­
heit. Ein Revolutionär des N e­
gativen, von der eigenen Idee 
korrumpiert. . . ,



Hat die SED nur 90000 Mann?
Die GST, das „Krümpersystem“  und einiges zum Nachdenken

In  diesen Tagen geht man in der Bundesrepublik an die 
Realisierung der vom Bundestag beschlossenen Landesverteidi­
gung und an die ersten Musterungen fü r die Bundeswehr. In  
der SEB-Presse w ird  diese Maßnahme begleitet von Zweck­
meldungen über „Expansionsabsichten der neuen westdeutschen 
Wehrmacht“ , über „wachsenden W iderstand gegen eine Zwangs­
rekrutierung“  und —  mit H inweisen auf die „nur 90 000 Mann 
zählende Nationale Volksarmee“ . Gerade der letzte Punkt w ird  
als propagandistischer Trum pf ausgespielt und ist daher einer 
besonderen Beachtung wert. R a t die SED tatsächlich nur die 
90 000 Mann der „Nationalen Volksarmee“ (eine Zahl, die neben­
bei bemerkt die Bundeswehr noch lange nicht besitzt) oder 
verschweigt die SED vielleicht etwas, über das sie nicht dis­
kutieren möchte?

SSD, herhören!
Der kleine TAG  w ird  ver- 

6 sandt und verteilt ohne 
Rücksicht auf die politische 
Gesinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Em pfänger 
sogar besonders beliebt, 
denn sie haben es nötiger 
«als andere, die Wahrheit zu 
erfahren. W er Verdacht hat, 
daß seine Post überwacht 
w ird, kann den kleinen TAG 
also ruhig* bei der Po lize ' 
oder beim Bürgermeiste 
amt oder bei seiner Dienst-  ̂
stelle abgeben. Übrigens 
w ird  er auch dort gern 
gelesen.

Gehen w ir den D ingen auf den 
Grund: 1. Am 30. 6. 1956 wurde 
die Stärke der Zonenarmee m it 
offiziell 120 000 Mann ausgewie­
sen. Nach einem Beschluß des 
Sowjetzonen - M inisterrates vom 
gleichen Datum sollte diese 
Kam pfstärke um 30 000 Mann 
verringert werden. Nach im  W e­
sten bekanntgewordenen Zahlen 
wurden bis Jahresbeginn jedoch 
2iu r  8200 Mann demobilisiert, 
während rund 8000 M ilitärperso­
nen neu rekrutiert worden sind. 
Somit dürfte die Stärke der Zo­
nenarmee zur Zeit noch immer 
rund 120 000 Mann betragen. Da­
zu kommen jedoch rund 22 000 
Mann  Bereitschaftstruppen des 
SSD, die 45 000 Mann starke 
„Grenzpolizei“ und eine 8500 
Mann starke „Transportpolizei“ , 
Einheiten ausgesprochen m ilitä­
risch - infanteristischen Charak­
ters, SSD- und Grenztruppen 
dazu m it Panzerunterstützung . 
W e ite r g ib t es rund 15 000 Mann 
kasernierte Bereitschaften des 
sowjetzonalen Innenministeri­
ums. Sieht man also von den 
75 000 Mann legale „Volkspolizei“ 
ab, beträgt die tatsächliche 
Stärke der sowjetzonalen bewaff­
neten Macht gegenw ärtig  rund 
210 000 Mann. Das ist eine recht 
beachtliche Zahl und dürfte sich 
m it den offiziellen Angaben über 
eine 90 000-Mann-Armee nur 
schlecht vertragen.

Es w ird  „gekrüm pert“
Aber die Rechnung ist damit 

noch lange nicht abgeschlossen. 
Da g ib t es eine „Gesellschaft für 
Sport und Technik“ '(G S T ), über 
deren Existenz man heute weni­
ger hört als beispielsweise vor 
dem oben zitierten „Demobilisie- 
rungs“-Beschluß. Diese vorm ili­
tärische Organisation hat heute 
bereits eine M itgliedstärke von 
225 000 Jugendlichen und E r­

wachsenen. Rechnet nx^n davon 
jene ab, die der GST nur not­
gedrungen oder ohne sonderliche 
Aktivität angehören, bleiben 
etwa 100 000 m ilitärisch ausge­
bildete Zivilpersonen, von denen 
etwa 40 000 als m ilitärische Aus­
b ilder oder „ständig einsetzbare 
M iliz-Angehörige“  anzusprechen 
sind. Und h ier w ird  nun „ge- 
krümpert“ . A lte  M ilitärs kennen 
diesen Ausdruck aus der Zeit 
der W eim arer Republik, als 
T e ile  des 100 000-Mann-Heeres 
durch laufende Ausmusterungen 
und Neu - Einberufungen .bei 
gleichbleibender Soll-Stärke et­
w a die doppelte Anzahl von Sol­
daten einer militärischen Aus­
bildung unterzogen. G ST und 
„Nationale Volksarmee“  arbeiten 
nach dem gleichen System. M o­
nat fü r Monat verlassen zahlrei­
che Mannschaften und U nter­
offiziere die Zonenarmee, um als 
Ausbilder zur GST oder in die 
„Betriebskampfgruppen“ der 
SED überzugehen. G leichzeitig

Am  vergangenen Sonntag mar­
schierten in Ostberlin zur L ieb - 
knecht-Luxemburg-Demonstra- 
tion gemeinsam Einheiten der 
Armee, der GST und der K am pf­
gruppen auf. Während die z iv i­
len Gruppen überhaupt nicht 
mehr auseinanderzuhalten wa­
ren, unterschieden sich M ilitä r 
und M ilizen lediglich durch die 
Uniform . D ie Bewaffnung der 
GST und der Kam pfgruppen ist 
heute vielfach die gleiche w ie 
die infanteristischer Verbände. 
Man besitzt Maschinengewehre, 
M P i, Handgranaten, Panzerab­
wehrwaffen, Nachrichtenausrü­
stung und M otorisierung und 
untersteht einem zentral gesteu­
erten Befehlsappart. Is t das 
noch „harmlos“ , w ie manche
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wechseln dort tätige Zivilperso­
nen fü r ein bis drei Jahre zur 
Armee über, um eine gründliche 
Unterführer- oder Offiziersaus­
bildung zu erhalten. A u f diese 
W eise erhält die SED eine kaum 
schätzbare Zahl militärisch je ­
derzeit verfügbarer Reservisten 
und kann sich so den kostspieli­
gen Apparat eines großen, ste­
hend en Berufsheeres sparen.

Es lieg t auf der Hand, daß 
sich derartige Methoden in eiÄer 
Dem okratie nicht praktizieren 
lassen.

meinen, die auf die bei Demon­
strationen ungeladenen Maschi­
nenpistolen der M ilizionäre hin- 
weisen?

D ie GST vor allem  ist heute 
die Kaderschmiede der sowjet- 
zonalen Armee. Ih re Funktio­
näre werden vielfach gleich m it 
Unterführer-Rang in die Armee 
überführt, ein 17jähriger lernt 
in der GST mitunter das gleiche 
Pensum w ie ein 18- oder 19jähri- 
ger  Arm ee-Rekrut auf dem K a ­
sernenhof. Diese Tatsachen aber 
sind die einzig mögliche D is­
kussionsgrundlage fü r eine Aus­
einandersetzung über Abrüstung 
und Reduzierung der Streit­
kräfte, Sie zu verleugnen, käme 
der Selbstaufgabe gleich.

ist das „harmlos w?



,, , .... .. . , „Biäis Genossen Kommissar Meldung
Die Wandlung des Nikiia Chrusischow maehen 2U dürfen; Äbseiz-Bewegung 

erfolgreich durchgeiühril"

Kindertränen für die Propaganda
Seit einigen Wochen treffen in 

txiüringiächen und mecklenbur­
gischen Erholungsheimen Trans­
porte ungarischer K inder ein, 
die — w ie es heißt — zum T e il 
ihre Angehörigen beim  Volks­
aufstand verloren haben. A llein  
in diesem Monat werden rund 
2500 solcher Jungen und Mäd­
chen in die Sowjetzone gebracht. 
P fleger des sowjetzonalen „K o ­
ten Kreuzes“ , die diese K inder 
auf dem Transport begleiten 
durften, berichten darüber E in­
zelheiten, die von der SED- 
Presse wohlweislich verschwie­
gen werden.

So handelt es sich bei einem 
T e il dieser K inder um bei den 
schweren Käm pfen von ihren

Eltern getrennte und an den 
Sammelstelien eingelieferte Ju­
gendliche, deren Väter und Müt­
ter inzwischen längst R ieder an 
ihren Heim atort zurückgekehrt 
sind. Andere wurden während 
der Schlacht um Budapest von 
den Sowjets m it Lastwagen aus 
der Stadt geschafft, ohne Nach­
forschungen nach dem Schicksal 
der E ltern anzustellen. In  zwei 
großen Sammellagern N ord ­
ungarns wurden diese K inder 
über P rag  auf die Reise in die 
Sowjetzone geschickt. In  allen 
diesen Fällen  besteht keine Ver­
bindung zwischen den Eltern 
und ihren Kindern. Das Schick­
sal der Verschleppten aber lie ­
fert den SED - Journalisten

Schlagzeilen w ie: „Ihre Eltern 
wurden von den Faschisten er­
m ordet!“ Es ist das gleiche 
Drama, w ie  w ir  es vor einigen 
Jahren m it den griechischen 
K indern und den angeblichen 
„W aisen“ aus Südkorea erlebten.

D ie zweite Gruppe, die nach 
Berichten der Beobachter von 
der ersten streng getrennt ge­
halten w ird, besteht aus K in ­
dern kommunistischer Funktio­
näre, denen das Regim e Kadar 
die kommende Hungerszeit in 
Ungarn ersparen w ill. Ihnen ge­
hören die schönsten Heim e in 
Bansin und Bad Schandau» sie 
haben auch Aussicht, bald zu­
rückzukehren. M it den Tränen 
der übrigen aber —  deren 
Schicksal noch niemand kennt — 
macht die SED unterdessen 
Propaganda . . *



B IL D E R  D E R  W OCHE. Oben: Ara Montag: begannen im  Bundesgebiet die Musterungs- 

ausschiisse der Bundeswehr m it ihrer A rbeit. Unser B ild  ze ig t einen der ersten von der 

Wehrpflicht erfaßten Bürger vor einer Kommission in  Düsseldorf. —  Unten: Soviel Papier 

benötigten die Abgeordneten als Unterlagen fü r die große „Rentenschlaeht“  im Bundestag. 

D ie  Bundeshausdruekerei mußte das M aterial auf -vierrädrigen Handkarren ins Parlament

transportieren.


